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Museum-Standort:
Parteien fordern
Planungsbericht

Kantonsrat Der Regierungsrat
möchtedasHistorischeMuseum
unddasNatur-Museumimalten
Zeughaus zusammenführen.
Gleichzeitig soll an deren heuti-
gen Standorten am Kasernen-
platz inderStadtLuzerneinzen-
tralerOrt fürdieGerichteentste-
hen (wir berichteten).

DiePlänehabenbeidenPar-
teien einen schweren Stand. In
einerMotion fordertMitte-Kan-
tonsrat Ludwig Peyer die Aus-
arbeitung eines Planungsbe-
richts über die Standortfindung
der Museen und Gerichte.
GleichzeitigbringtderWillisau-
er einen weiteren Standort ins
Spiel: daskantonaleFachmittel-
schulzentrum am Hirschengra-
ben 10. Der Regierungsrat soll
prüfen, ob dort das Kantonsge-
richt einziehen könnte.

Verkehrshaus
alsMöglichkeit prüfen
Dass die Motion überwiesen
wird, ist so gut wie sicher. Denn
unterzeichnetwurdesievonMit-
gliedern der Grünen, SP und
FDP. Sie fordern des Weiteren,
dass bei der Standortsuche der
Museen auch das Verkehrshaus
oderandereOrte inderStadtge-
prüftwerdensollen.Gleichzeitig
müsse berücksichtigt werden,
wie Räume genutzt werden
könnten, die durch den Umzug
derKantonsverwaltung insneue
Zentrum am Seetalplatz oder
denUmzugderPH indenCam-
pusHorw frei werden.

Die Stadt soll dabei frühzei-
tig einbezogenwerden. Für den
Planungsbericht soll eine Spe-
zialkommissiondesKantonsrats
geschaffenwerden. (jon)

Gratulation
90.Geburtstag

Nottwil Heute feiertAntonWe-
ber-Steiger in Nottwil seinen
90. Geburtstag.Gemeinsammit
seinerFrauDorlimeistert erden
täglichen Haushalt noch ganz
flott.AnitaWeberunddieganze
Familiegratulierenherzlichund
wünschen viel Schönes im neu-
en Lebensjahrzehnt.

Gastbeitrag zur Stadtentwicklung

Baumhäuser und Co.
DasBaumhaus istwohl für viele
eine prägendeKindheitserinne-
rung.DerWunsch,malwieder
in einemHochsitz zu übernach-
ten, ist nachvollziehbar. Trotz-
dem– alsArchitektwar ich
irritiert über einen Artikel von
SRF zu einemBuchüberBaum-
häuser.Darin geht es umeinen
Architekten, der solcheWohn-
formenanbietet.DasThemaan
sich ist unbedeutend, aber der
Umgangdamit auf SRFdoch
aufschlussreich.

Das Baumhauswird als erstre-
benswerteWohnformvermark-
tet. Das ist nicht überraschend.
«EinzigartigeNaturerlebnisse»
liegen imTrend – oft anOrten,
die von einer sonstigenNut-
zung losgelöst sind: in zeltähn-

lichenGebilden amStrand, auf
einen Floss schwimmend auf
demSee.Oder eben imBaum-
haus. Soweit, so gut.Wasmich
irritiert, ist der Rest desUrlaub-
pakets: AmnächstenMorgen
kann ichmich imStammhaus
frischmachen und kriege ein
Zmorge, gleichzeitigwird
meineBleibe gereinigt. Dawird
die «Natur» als Konsumgut
angeboten, dasÜbernachten
imFreien zumEvent deklariert.

Der Eventcharakter war immer
schon Bestandteil der touristi-
schen Infrastruktur, etwa bei
einemGrandHotel. DerUnter-
schied: Diese Baute bieten
auch derGemeinschaft einen
Raum.Die Aussicht und der
Bezug zurNatur warmeist

wichtiger Teil der Standort-
wahl. DasWohnen blieb aber
– anders als beimBaumhaus –
nicht auf das individuelle
Erlebnis fixiert.

Ökologisch gesehen haben
Baumhäuser kaum positive
Aspekte, sie verursachen aber
auch wenig ökologische

Probleme. Verstörend bleibt
für mich, dass in einem der
wichtigstenMedienhäuser
der Schweiz das Thema nicht
eingeordnet wird. Zwar stellt
SRF die Klimaerwärmung
durchaus als relevant dar
und schafft auch Formate,
in denen sie diskutiert wird.
Parallel dazu scheint es
jedoch eine entkoppelte
Lebensvorstellung zu geben,
in der es «Natur» zu «erle-
ben» gilt. Das scheint sie zu
sein, unsere Freiheit, die ja
nicht beeinträchtigt werden
darf. Nun wissen wir, auch
wenn das schwer in unser
bewusstes Handeln hinüber-
schwappt, dass nur Verzichten
zu einer nachhaltigen Lösung
beitragen kann. Technologi-

scher Fortschritt kann das
Problemmildern, aber er
kann nur dazu beitragen, die
Umstellungen erträglicher zu
machen. Was es aber braucht,
ist weniger unreflektierter
Konsum – für den die Baum-
häuser ein Symbol sind.

Es geht mir nicht darum, den
Wunsch, in einem Baum zu
übernachten, zu unterbinden.
Es ist die Einordnung solcher
Bagatellen in unsere Lebens-
vorstellungen, die mich stört.
Dass im gleichenMedienhaus
im gleichen Zeitraum in der
Sternstunde Philosophie
sehr differenziert auf einen
verantwortungsbewussten
Konsum verwiesen wird, dass
dies dann aber durch solch

eigentlich harmlose, aber
eben sehr entlarvende Ge-
schichten in der Rubrik «Life-
style» relativiert wird. Das
trägt dazu bei, dass wir als
Gesellschaft nicht wirklich
resolut den akuten Problemen
gegenübertreten und aktiv an
den Lösungen zu arbeiten
beginnen.

Dieter Geissbühler,
Hochschule Luzern,
Co-Leiter CAS Baukultur
kanton@luzernerzeitung.ch

Stadtentwicklung

Von Gerechtigkeit weit entfernt
Die Zentralschweizer Bevölkerung istmit der Gleichstellung insgesamt zufriedener als der Schweizer Schnitt.
Trotzdemempfinden insbesondere Frauen die Arbeitsaufteilung in der Familie seltener als fair.

Livia Fischer

Eine traditionelleEinstellungzu
den Geschlechterrollen und
eine positivere Wahrnehmung
des Stands der Gleichstellung
als andere Regionen – dieses
Bild von der Zentralschweiz
zeichnetdasNationaleBarome-
ter zurGleichstellung, das kürz-
lich veröffentlicht wurde (wir
berichteten). Durchgeführt hat
die Studie die Hochschule Lu-
zern, die SchweizerischeKonfe-
renz der Gleichstellungsbeauf-
tragten gab sie in Auftrag.

DieempfundeneErreichung
derGleichstellungwurde in fünf
Bereichen abgefragt: in der Fa-
milie, in der Politik, in der Aus-
bildung, am Arbeitsplatz und
bei Führungspositionen in
UnternehmenundOrganisatio-
nen (siehe Grafik a). Weil sich
die Problemwahrnehmung res-
pektive das Problembewusst-
sein in den Bereich Politik und
Familie seit der letzten Befra-
gungvordrei Jahrenammeisten
verändert hat, liegt hierauf der
Fokus. So sahendamalsnur acht
Prozent aller Teilnehmenden
«überhaupt keine Gleichstel-
lung» in der Politik, heute sind
es doppelt so viele – obwohl
etwaderFrauenanteil imNatio-
nalrat von 32 auf 42Prozent ge-
stiegen ist. Der Anteil jener, die
in der Familie überhaupt keine
Gleichstellung erkennen, hat
sich mehr als verdreifacht (von
fünf auf 17 Prozent). Eine zu-
mindest teilweise Erreichung
Gleichstellung inderFamilie sa-
hen 2018 noch gut 72 Prozent,
nun sind es nur noch 46 Pro-
zent. Zeit für einedetaillierte re-
gionale Betrachtung der neuen
Umfrageergebnisse.

Unterschiedliches
Gerechtigkeitsverständnis
Mehr als jede fünfte Person aus
derZentralschweizfindet, inder
Politik sei die Gleichstellung
zwischen Mann und Frau er-
reicht. Die Tessiner Bevölke-
rung ist hier amkritischsten,nur
jede zehnte Person teilt diese

Meinung. Dabei weist der Son-
nenkanton mit 34 Prozent eine
bessere Frauenquote im kanto-
nalenParlamentauf alsdieZen-
tralschweizmitdurchschnittlich
24 Prozent. Den Schnitt runter
zieht vor allem der Kanton
Schwyz; von 100 Kantonsrats-
mitgliedern sindnurneunweib-
lich. InLuzern sindesgenauwie
im Tessin 34 Prozent, in Uri 29
Prozent, in Nidwalden sowie in
Obwalden 25 Prozent.

Dafür weist die Zentralschweiz
punkto Regierungsrat eine bes-
sere Frauenquote auf. Zwar sit-
zen in Luzernwie imTessin nur
fünf Männer in der Exekutive
und inUri sindebenfalls alle sie-
benMitgliedermännlich.Dafür
sind von den insgesamt 19 Re-
gierungsratssitzen der restli-
chenZentralschweizerKantone
wenigstens vier von Frauen be-
setzt. Somit liegt die Inner-
schweizer Frauenquote in den

Regierungenbei 13Prozent.Die
Geschlechtergleichstellung in
der Politik ist in der Zentral-
schweiz faktischalsokaumbes-
ser als im Tessin. Viel eher
scheint das Gerechtigkeitsver-
ständnis ein anderes zu sein.

DassZentralschweizerinnen
und Zentralschweizer ein tradi-
tionelleres Denken als andere
Regionenhaben, zeigt sich auch
in Familienfragen. So geben
überdurchschnittlich vieleFrau-

en an, dass eine Frau bereit sein
sollte, ihre Erwerbstätigkeit zu
Gunsten ihrer Familie zu redu-
zieren. Konkret stimmt dieser
Aussage fast jede Dritte zu, im
nationalen Schnitt waren es 22
Prozent.VondenMännern(zen-
tralschweizerischsowienational)
teilt einViertel dieseMeinung.

Dennoch pflichten 80 Pro-
zentderFrauenund60Prozent
der Männer der Aussage «Frau
und Mann sollten zu gleichen
Teilen zur Care-Arbeit beitra-
gen» bei. Damit ist die Zustim-
mungbeidenMännern regional
kleiner alsnational (72Prozent).
EinDrittel von ihnen antworte-
te zudemmit «weder noch».

VorstellungundRealität
liegenweit auseinander
Die Vorstellungen bleiben, was
sie sind: nur Vorstellungen. Die
Realität sieht anders aus. An-
hand der Antworten bezüglich
der empfundenenHausarbeits-
verteilungnachGeschlecht lässt
sich auch hier auf ein traditio-
nellesRollenbild schliessen. Im
Vergleich zum landesweiten
Schnitt sind sich die Zentral-
schweizer Frauen und Männer
in diesen Fragen jedoch einiger
– signifikante Unterschiede in
derWahrnehmunggibt eskeine.
DerGrossteil (rund84Prozent)
findet: Frauenwenden fürHaus-
arbeit undBetreuungsaufgaben
mehr Zeit auf alsMänner.

Wieder im nationalen Ver-
gleich sind Zentralschweizer
Frauen seltener der Meinung,
dass in der Familie eine faire
Arbeitsaufteilung besteht. So
gibt über die Hälfte der Frauen
an, mehr zu übernehmen, als
eigentlich angemessen wäre –
derweil sind fast so viele der
Männerüberzeugt, dass sieetwa
so viel leisten, wie angemessen
ist. Jeder Vierte gibt hingegen
zu: «Ich übernehme etwas we-
niger, als angemessen ist», 13
Prozent geben an, dass es «viel
weniger» sei.Damit zeigen sich
die Zentralschweizer Männer
selbstkritischer als der Schwei-
zer Durchschnittsmann.
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Gastbeitrag zur Stadtentwicklung

Die Stadt der vielen
Es gibt ihn immer noch!Unbe-
eindruckt vomabgelehnten
CO2-Gesetz hat sich derKlima-
wandel in das Bewusstsein der
Bevölkerung zurückgemeldet.
Tote und traumatisierteMen-
schen, zerstörteGebäude und
Infrastrukturen, vernichtete
Existenzgrundlagen und Schä-
den inMilliardenhöhe.Dies-
mal nicht nur inKanada und
Russland, nein, direkt bei uns
und unserenNachbarn.Ge-
mäss aktuellenKlimaszenarien
setzt sich die Erwärmungdes
Klimasystemsweiter fort. Die
Folgen sind heftigereNieder-
schläge, trockenere Sommer,
mehrHitzetage und schneear-
meWintermitmassivenAus-
wirkungen auf die Lebensqua-
lität in unseremLande.Die
Wetterereignisse der letzten
Monate gebenHinweise auf
das neueNormal. Sind die
Städte vorbereitet?

Es ist hinlänglich bekannt,
dass wir unsere Städte klima-

freundlich, also hitzeangepasst
undwassersensibel umbauen
müssen.Was aber bisher viel
zu wenig diskutiert wurde, ist,
dass wir zunehmendmit
Klimaflüchtlingen in unseren
Städten zu rechnen haben.
Nach Angaben derWelthun-
gerhilfe rechnetman bis zum
Jahre 2050mit 140Millionen
geflüchtetenMenschen, die
aufgrund klimatischer Verhält-
nisse ihr Land verlassenmüs-
sen und die Urbanisierung
verstärken.

Wir sprechen von der Stadt der
vielen undmüssen unsere
Stadtentwicklung darauf hin
ausrichten. Die Thematik ist
komplex und Zielkonflikte
sind vorprogrammiert.Wohn-
raumknappheit trifft auf
Klimanotstand. Einerseits
benötigenwirmassivmehr
günstigenWohnraum und
andererseits benötigenwir
Freiflächen für die Durchlüf-
tung und Begrünung der Stadt.

Also verdichtete Strukturen zu
Gunsten von grosszügigen
Frei- undGrünflächen.

Alleine schon zurWahrung des
sozialen Friedenswerden
Aushandlungsprozesse ver-
mehrt unseren Planungsalltag
beherrschen. Basis dafür sollte
ein «Big Picture» der klima-
gerechten und sozialen Stadt
sein.Wohlwissend, dass es
nicht die eineWahrheit, die
eine Lösung für diesewichti-
gen Fragestellungen gibt.Wie
sieht die nachhaltige Stadt in

Zeiten des Klimawandels aus?
WiewirdWohnraum in dieser
Stadt verteilt sein?Was bedeu-
tet dies für dieMobilität?Mit
was für Szenarien für den
Arbeitsmarkt rechnenwir?
Diese und viele weitere Fragen
lassen die Komplexität erah-
nen. Beantworten könnenwir
sie nur in interdisziplinärer
Zusammenarbeitmit Experten
undExpertinnen undBetrof-
fenenweit über die Länder-
grenzen hinaus. Es braucht ein
möglichst global umspannen-
desNetzwerkmit umgesetzten
und reflektierten Beispielen.
Das in der Forschung häufig
anzutreffendeKonkurrenz-
denken hat hier keinen Platz.

Spannendwäre in diesem
Zusammenhang auch der Blick
über dieGrenzen desKonti-
nents hinweg.Wie gehen heute
bereits hitzeerprobte und
einwohnerreiche Städtewie
Marrakesch inMarokkomit
Hitze undVerdichtung um?

Was für Typologien funktionie-
ren,welche nicht?Was können
wir trotz kulturellerUnterschie-
de adaptieren?Durch die
Erwärmung und ihre Folgen
wird sich der Lebensalltag in
der Stadtmassiv verändern.
Sowird die aus Spanien be-
kannte Siesta unser zuneh-
mendes flexibles Arbeiten auch
in andere Sektorenwie zum
Beispiel die Bauindustrie oder
dasHandwerk ausweiten.Der
öffentlicheRaumwird dabei
gefordert sein. Vielleicht gibt es
über die ganze Stadt verteilt
Schlafoasen imGrünen.

Aber unterUmständen sind all
dieseÜberlegungen hinfällig,
denn gemäss der Schweizer
Stiftung LebensraumGebirge
habenwir nur noch bis 2050
ausreichendWasser. Immer-
hin. Aberwas kommtdanach?
Wagenwir einGedankenmo-
dell: Bisher gingenwir immer
davon aus, dass dieGeflüchte-
ten zu uns kommen.Was aber

wäre, wennwir plötzlich auf-
grund schwindender Lebens-
grundlagen selbst zuGeflüchte-
tenwerden? Zeit, von der
Perspektive der Zuschauenden
in die der Betroffenen zu
wechseln. Bekanntlich kommt
jaHochmut vor demFall,
vielleicht solltenwir uns daran
öfter erinnern.Oderwie sang
bereits in den 80er-Jahren die
BandFehlfarben? «Wir sind die
Türken vonmorgen!»

Prof. Dr. Peter Schwehr
kanton@luzernerzeitung.ch

Hinweis
Prof.Dr. PeterSchwehr ist Leiter desKom-
petenzzentrums Typologie & Planung
in Architektur der Hochschule Luzern,
Departement Technik & Architektur.

Stadtentwicklung

Stand-up-Paddles stressen Wasservögel
Paddlerinnen und Paddler dringen oft in geschützteGebiete ein. Aufklärungskampagnen undMarkierungen sollen Abhilfe schaffen.

Reto Bieri

Einen schönen Sommertag auf
dem Wasser zu verbringen, ist
Erholungpur; sei esmitdemSe-
gelboot, der Luftmatratze oder
einemStand-up-Paddle.Letzte-
res ist auch bekannt unter der
Abkürzung SUP und hat inner-
halb weniger Jahre eine grosse
Anhängerschaft gewonnen.
Doch für die Wasserfauna wer-
dendieaufblasbarenSurfbretter
zunehmend zum Problem. In
einemVorstosswollteKantons-
rätinMeta Lehmann (SP, Ober-
kirch) von der Luzerner Regie-
rung deshalb wissen, ob der
SchutzderWasservögel aufden
hiesigen Gewässern noch ge-
währleistet ist.

«Vielen Erholungssuchen-
den sind die Auswirkungen
nicht bewusst und sie kennen
die Verhaltensempfehlungen
zum Schutz der Wasservögel
nicht», schreibt Lehmann in
ihrer Anfrage. Eine einzelne
Stehpaddlerin könne wegen
ihrer einschüchternden Silhou-
ette grosse Schwärme vonWas-
servögeln aufscheuchen, selbst
aus grosserDistanz.

Vögelwerdenwährend
derBrutzeit gestört
Dass Konfliktpotenzial besteht,
bestätigtdieLuzernerRegierung
in ihrer kürzlich publizierten
Antwort. «Im Frühjahr und
SommerwährendderBrut- und
Mauserzeit sind Wasservögel
durch temporäre Flugunfähig-
keit besonders verletzlich.
Gleichzeitig sind dann viele Er-
holungssuchende, darunter ein
grosser Anteil mit SUP, auf den
Gewässern unterwegs.» Auch
die Vogelwarte Sempach beob-
achtet zunehmende Konflikte.
Mit dem SUP sei es möglich, in
Gebiete vorzudringen, in denen
bislang kaum Personen unter-

wegs waren, sagt Medienspre-
cher Livio Rey auf Anfrage. Da-
durcherhöhesichdasStörpoten-
zial in sensiblen Lebensräumen
wiebeispielsweiseSchilfgürteln,
Flachwasserzonen und Kies-
inseln deutlich. Dementspre-
chend sollten sich SUP-Nutzen-
degegenüberderNaturundden
Wasservögeln rücksichtsvoll ver-
halten, sagt Rey. Dazu gehöre
auch, vorgängig Infos einzuho-
lenzuEin-undAuswasserstellen
sowie zu Schutzgebieten.

Die Behörden setzen in ers-
ter Linie auf Aufklärung. Man
sei auf verschiedenen Ebenen
tätig, schreibt der Regierungs-
rat, um Wassersporttreibende
zu informierenundzu sensibili-
sieren.Dazu zählenMarkierun-
gen von Naturschutzgebieten,
wie sie imFalle des Sempacher-

sees erst 2020oder beimStein-
ibachried inHorwamVierwald-
stättersee im laufenden Jahr er-
neuert wurden. Hinzu komme
eineSensibilisierungskampagne
von Swiss Canoe, Birdlife, Pro
Natura und der Jagd- und Fi-
schereiverwalter- und -verwal-
terinnenkonferenz, an der sich
derKantonLuzernbeteiligt hat.

Insgesamt stelle man aber
fest, «dassdieWassersportakti-
vitäten in einemAusmass zuge-
nommenhaben, auf das dieBe-
hördenwederpersonell nochor-
ganisatorischvorbereitetwaren
undsind».Dies sei nichtnurder
Pandemie geschuldet, sondern
reiche weiter zurück: Beim In-
krafttreten der verschiedenen
Schutzverordnungen vor zehn,
20 oder 40 Jahren seien die
Rahmenbedingungenbezüglich

Nutzungsdruck, Bevölkerungs-
dichte und Freizeitverhalten
nichtmit derheutigenSituation
vergleichbar gewesen.

Tafeln inUfernähe
zeigenwenigWirkung
DiebisherigenErfahrungenwür-
denzeigen,dassdergewünschte
Schutz nur durch eine seeseitig
gutsichtbareMarkierungmittels
Bojen erreicht werden könne.
Schutzzonentafeln,die inunmit-
telbarer Nähe des Ufers stehen,
entfalteten zu wenig Wirkung.
Das zeige das Beispiel Sempa-
chersee. «Freizeitsportler mit
Kajaks,Gummibooten,SUPund
dergleichen nehmen diese Ta-
feln nicht oder kaum wahr»,
schreibt dieRegierung.Kontrol-
liertwerdendiegesetzlichenVor-
gaben durch die Wasserpolizei,

diegrundsätzlich füralleGewäs-
ser im Kanton zuständig ist. Ihr
stehen laut Regierung von April
bis und mit September pro Tag
meistens vierMitarbeitende zur
Verfügung,diehauptsächlichdie
meistbesuchten Gewässer im
Kanton – Vierwaldstättersee,
SempacherseeundReuss–über-
wachen. InderRegel sprechedie
Wasserpolizei bei Schutzgebie-
ten,dienichtmitBojenmarkiert
sind, keine Sanktionen aus, son-
dernweise die Fehlbarenweg.

KaumAnzeigenwegen
Widerhandlungen
Zudembesteht amHallwilersee
mit dem Rangerverein ein Auf-
sichtswesen. Am Baldeggersee
gibt es eine von Pro Natura eta-
blierte und vom Kanton unter-
stützteAufsicht. Inallenübrigen
Schutzgebieten an Gewässern
bestehen gemäss Kanton Leis-
tungsaufträge mit lokalen
Schutzgebietsbetreuenden.An-
zeigenwegenWiderhandlungen
gebe es jedoch kaum. Im Bald-
eggersee erfolgte laut Kanton
2019 keine und 2020 eine ein-
zige privat initiierte Anzeige
gegen zwei Personen. AmHall-
wilersee machte der Ranger-
dienst einzelne Kontrollgänge
zusammen mit der Aargauer
Polizei, wobei einzelne Bussen
erteilt wurden. Der Ranger-
dienst selbst erstattete 2019und
2020 keine Anzeigen.

WiehochdieAnzahl Störun-
genundÜbertretungen auf den
Luzerner Seen und Flüssen ist,
weiss der Kanton nicht, da kein
systematisches Monitoring er-
folgt. Einzig am Hallwilersee
habe der Rangerdienst im Jahr
2020 erstmals protokolliert,
wenndie seeseitigeUferdistanz
nicht eingehalten sowie Sperr-
gebiete missachtet wurden. Es
seien 75 Übertretungen festge-
stellt worden.

Stand-up-Paddler beim Ufergebiet des Hallwilersees zwischen Beinwil am See undMosen. Bild: Urs Flüeler/Keystone (23. Juli 2019)

«VielenErholungs-
suchendensinddie
Auswirkungennicht
bewusstundsieken-
nendieVerhaltens-
empfehlungenzum
SchutzderWasser-
vögelnicht.»

MetaLehmann
Kantonsrätin, SP
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Gleichstellung:Sosoll’sklappen
Gut 60 Massnahmen hat die Regierung zur Gleichstellung von Frauen, Männern und LGBTI-Personen definiert.

Livia Fischer

Anlässlich des Frauenstreiks
hat die Luzerner Regierung vor-
gestern einen Entwurf des Pla-
nungsberichts zur Gleichstel-
lung von Frauen und Männern
sowie LGBTI-Personen (lesbi-
sche, schwule, bisexuelle, trans
und intergeschlechtliche Men-
schen) in die Vernehmlassung
gegeben. Folgende Ziele sollen
bis 2025 erreicht werden:

— Förderung der wirtschaft-
lichen Autonomie durch faire
Arbeitsbedingungen, gleichbe-
rechtigte Teilhabe am Erwerbs-
leben, Lohngleichheit und Be-
kämpfungvonArmut–unabhän-
gig von Geschlecht, Zivilstand
oder familiärer Situation.

— Bessere Vereinbarkeit von
Beruf,FamilieundPrivatleben
durchKinderbetreuungsstruktu-
ren, die auf die Bedürfnisse der
Familien ausgerichtet sind.

— Vielfältigere Ausbildungs-
und Berufsverläufe der Luzer-
nerBevölkerungdurchdieSensi-
bilisierung und Information von
Fach- und Beratungspersonen.

— Verbesserung der Sicher-
heit der Luzerner Bevölkerung
durch koordiniertes Vorgehen
gegen geschlechtsspezifische
Gewalt gegen Frauen, Männer
und LGBTI-Personen sowie
leichtenZugangzuAnlaufstellen
für Betroffene.

— SignalwirkungdesKantons
als Arbeitgeber durch die För-

derung der Chancengleichheit
aller Mitarbeitenden der kanto-
nalenVerwaltungundalsDienst-
leister durch die Anerkennung
der Vielfalt der Luzerner Bevöl-
kerunginseinerKommunikation
und Dienstleistungskultur.

Um diese Ziele zu erreichen, hat
der Kanton die 60 neue und lau-
fende Massnahmen ausgearbei-
tet. So will er künftig etwa regel-
mässig Kurse für Lohnverhand-
lungen für Frauen organisieren
und ein vereinfachtes Verfahren
für die Vornamensänderung für
trans Personen prüfen. Weiter

sollenMitarbeitenden, insbeson-
dereFührungskräften,Weiterbil-
dungen zum Gleichstellungsge-
setz sowie zur sexuellen und se-
xistischen Belästigung am
Arbeitsplatz angeboten sowie
Daten bezüglich LGBTI-feindli-
cherGewalttatenerfasstwerden.

Eshagelt schonerste
KritikamPlanungsbericht
Dem Bericht liegt eine Studie
zumStandderGleichstellungder
HochschuleLuzernzugrunde.Zu
derenwichtigstenErkenntnissen
gehört, dass im Kanton Luzern
die Armutsquote der Frauen (8

Prozent) über derjenigen der
Männer (5 Prozent) liegt, womit
die hiesige Situation schlechter
ist als im Schweizer Schnitt (8,2
zu7,6Prozent).Dieshängtdamit
zusammen, dass unbezahlte
Hausarbeit inderZentralschweiz
(67Prozent)nochhäufigerallein
bei Frauen liegt als in der Ge-
samtschweiz (63,7 Prozent).

Was leitendeFunktionenan-
geht, sind diese schweizweit zu
36 Prozent von Frauen besetzt,
inLuzernnurzu32Prozent.Ob-
wohl beim Kanton insgesamt
gleich viele Frauen wie Männer
dort angestellt sind, sind nur

sechs von den 34 Dienststellen-
leitenden weiblich. Punkto
Lohnungleichheit nehmen acht
von zehn Erwerbstätigen in der
Zentralschweiz eine allgemeine
Lohnungleichheit zuUngunsten
der Frauen wahr. Auffallend ist,
dass die Lohnunterschiede nach
Geschlecht hierorts höher sind
als in der gesamten Schweiz.

EineweitereErkenntnis:Die
öffentliche Kommunikation
staatlicherStellen ist vonstereo-
typenDarstellungengeprägt.Die
StudiekommtzumSchluss,dass
es«anwertschätzendenDarstel-
lungen» von Minderheiten wie
Menschen of Color, jenen mit
Migrationshintergrund, LGBTI-
PersonenundLeutenmitBeein-
trächtigung fehle.

Umso erfreulicher ist es,
dass sich der Planungsbericht
auf die Gleichstellung von
LGBTI-Personen ausdehnt. Das
teilte denn auch SP-Grossstadt-
rätin Maria Pilotto im Namen
des Komitees Frauenstreik Lu-
zern in einer ersten Stellungnah-
me mit. Überhaupt enthalte der
Bericht «viele an sich begrüs-
senswerte Massnahmen». Pilot-
to stört sich aber daran, dass
mehrere davon nur als Prüfauf-
träge aufgeführt sind und be-
zweifelt, dass die 150000 Fran-
ken, die für die Umsetzung neu-
er Massnahmen ab 2023
vorgesehen sind, ausreichen.
Wie der Regierungsrat festhält,
wird der definitive Mittelbedarf
nach der Vernehmlassung, die
im September endet, bestimmt.
Den bereinigten Planungsbe-
richt will er dann Ende 2021 ver-
abschieden.

Dieses Symbol repräsentiert auch trans und nicht-binäre Personen. Bild: Dominik Wunderli (Luzern, 14. Juni 2021)

Gastkolumne Stadtentwicklung

Umdenken in der Architektenschaft
Es tut sich was! In Den Haag
wurde letzte Woche mit Shell
erstmalig ein privater Gross-
konzern von einem Gericht
dazu verurteilt, seine Emissio-
nen in den kommenden neun
Jahren um 45 Prozent zu verrin-
gern. Das Besondere daran:
Diesmal geht es nicht um
Schadensersatz, sondern das
Gericht in Den Haag verlangt
von Unternehmen proaktives
Handeln bei der Reduktion von
Treibhausgasen. In Deutsch-
land wiederum hat das Bundes-
verfassungsgericht (BVG)
letzten Monat entschieden,
dass Klimaschutzziele der
Bundesregierung nicht mit den
Grundrechten vereinbar sind,
weil «hinreichende Massnah-
men» zur Erreichung der
Emissionsreduktion bis 2030
fehlen. Der Grund dafür: Ohne
konkrete Schritte würden
nachfolgende Generationen
massiv in ihren Freiheitsrech-
ten eingeschränkt. Ähnliche
Urteile könnten bald in der
Schweiz und gegen Schweizer
Unternehmen gefällt werden.
Der Zug mit Ziel Klimaneutrali-
tät ist losgefahren.

Aber auch ohne Gerichtsurteile
gilt: Wer weniger Staat will,

muss eigenverantwortlich
handeln. Dies umso mehr, als
die Verantwortung kommende
Generationen einschliesst.
Gelingt es uns nicht rechtzeitig,
die Erderwärmung auf 1,5 Grad
Celsius zu beschränken, dro-
hen massive Einschränkungen
unserer Freiheitsrechte, denn
«nahezu alle Bereiche des
menschlichen Lebens sind mit
der Emission von Treibhaus-
gasen verbunden», so das BVG
in seiner Begründung. Wir
müssen somit alles hinterfra-
gen, was uns lieb und teuer
geworden ist. Unsere Gewohn-
heiten und Weltbilder geraten
ins Wanken.

Auch die Stadtentwicklung ist
von klimabedingten Verände-
rungen nicht ausgenommen
und gefordert: Hitzetote,
Verkehrskollaps, Enge statt
Dichte, Mangel an bezahlba-
rem Wohnraum oder der
Verlust an Biodiversität sind
nur einige Indikatoren einer
falschen Entwicklung. Diese
wird unser Planen und Bauen
verändern und auch hierzulan-
de zu einem Umdenken in der
Architektenschaft führen. Der
Bund Deutscher Architekten
zum Beispiel fordert jetzt

schon: Wer ein Gebäude ab-
reisst, soll nachweisen, dass
eine Weiterverwendung nicht
möglich oder sinnvoll ist,
ansonsten soll der Abbruch den
Verlust steuerlicher Vorteile
mit sich bringen. Auch der Bau
soll sich also zur Kreislaufwirt-
schaft bekennen. Und das ist
gut so, fallen hier doch über 50
Prozent des Abfalls an; in
Deutschland spricht man von
jährlich 222 Millionen Tonnen
Bauschutt. Wir können davon
ausgehen, dass weitere Ver-
schärfungen von Reglementen
und Verordnungen getreu dem
Verursacherprinzip folgen. Das
bedeutet: Jedes Bauvorhaben
wird sich künftig über den
Mehrwert für den Ort und die
Gesellschaft legitimieren
müssen. Da werden es Zonen
für Einfamilienhäuser auf-
grund der ökologischen Belas-
tung schwer haben, bewilligt zu
werden. Bauen mit Beton
wiederum wird zum Luxus,
denn das Material produziert
bei der Herstellung grosse
Mengen an Treibhausgasen.

Die Klimaveränderung verän-
dert unseren Alltag und unsere
Städte. Einfach wird das nicht,
und es braucht Innovation,

Zusammenarbeit und gesell-
schaftlichen Diskurs, um zu
guten Lösungen zu kommen.
Wenn dies aber gelingt, so ist
die Bewältigung der Klimakrise
letztendlich ein riesengrosses,
nahezu unerschöpfliches
Konjunkturprogramm, das
einen Konsens über viele
Bereiche der Gesellschaft
erforderlich macht. Beinhaltet
es doch nicht weniger als den
Umbau der Stadt und die
Neugestaltung ihrer Funktio-
nen, von Versorgung über
Mobilität, Wohnen, Arbeiten,
Bildung, und Gesundheitsvor-
sorge bis hin zur Freizeitgestal-
tung. Die Entwicklung der
Corona-Impfstoffe zeigt uns
eindrucksvoll, wie wertvoll,
sinnstiftend und gleichzeitig
auch gewinnbringend die
Zusammenarbeit von Privat-
wirtschaft, staatlichen Stellen
und Wissenschaft sein kann
und wie schnell Lösungen
gefunden werden können.
Davon profitieren auch die
Städte, in denen unsere Kinder
künftig einmal leben werden.

Innovation kann nur dort
entstehen, wo sie willkommen
geheissen wird. Verabschieden
wir uns also von Ideologien.

Setzen wir stattdessen unsere
Energie in die Entwicklung von
Lösungen ein. Unterschiedli-
che Meinungen, die auf Res-
pekt und Wertschätzung basie-
ren, sind dabei essenziell. Wir
müssen lernen, wieder aufein-
ander zuzugehen und nicht nur
Gebäude, sondern eine Kultur
des Miteinander-Wollens
aufzubauen. Schliesslich ist die
Gesundung des Planeten eine
Aufgabe, die uns alle angeht.
Der Zug der Zeit ist nicht zu
stoppen und – ganz im Sinne
von Dwight D. Eisenhower
– legt sich kein vernünftiger
Mensch auf die Schienen der
Geschichte und wartet, bis ihn
der Zug der Zukunft überfährt.

Prof. Dr. Peter Schwehr
kanton@luzernerzeitung.ch

Peter Schwer ist Leiter des Kompe-
tenzzentrums Typologie & Planung in
Architektur der Hochschule Luzern –
Technik & Architektur

DamianMüller
setzt auf Ständerat
undBeruf

FDP-Präsidium Der Luzerner
Ständerat Damian Müller inter-
essiert sich vorderhand nicht für
die Nachfolge der abtretenden
FDP-Präsidentin Petra Gössi
(Ausgabe von gestern). Der
36-jährige Hitzkircher sagt auf
Anfrage, er wolle sich «weiter-
hin mit Herzblut für die Anlie-
gen des Kantons Luzern einset-
zen sowie meine politischen Ak-
tivitäten und Schwerpunkte
konsequent weiterentwickeln».

Ausserdem arbeite er als Mi-
lizparlamentarier an seinem be-
ruflichen Standbein, so der 2015
erstmals in die kleine Kammer
gewählte Hitzkircher.

Gössihabe
«Historischesgeleistet»
Politsenkrechtstarter Müller – er
war mit 24 Jahren bereits Präsi-
dent der FDP Hitzkirch und
wurde 2011 mit 27 Jahren auf
Anhieb in den Kantonsrat ge-
wählt – gilt wie Petra Gössi als
einer der massgebenden Köpfe
hinter dem am Sonntag an der
Urne gescheiterten CO2-Gesetz.
Die Schwyzerin hat laut Müller
«Historisches geleistet», weil
sie den Mut an den Tag gelegt
habe, bei der FDP das Thema
Umwelt- und Klimaschutz zu
schärfen. (nus)

Kantonwillmehr
öffnenalsBund
Coronamassnahmen Der Bun-
desrat hat den fünften Öff-
nungsschritt letzte Woche in die
Vernehmlassung bei den Kanto-
nen geschickt. Der Luzerner Re-
gierungsrat unterstützt die vom
Bund vorgeschlagenen Öffnun-
gen, möchte aber punktuell wei-
ter gehen.

In folgenden Bereichen will
der Regierungsrat vorwärtsma-
chen: So sollen die Kapazitäts-
beschränkungen im Detailhan-
del aufgehoben werden, sofern
die Maskentragpflicht bestehen
bleibt. In Restaurants soll auf
eine maximale Anzahl Gäste pro
Tisch verzichtet werden. Bei pri-
vaten als auch öffentlichen Ver-
anstaltungen sollen unter be-
stimmten Voraussetzungen we-
niger strenge Regeln gelten als
vorgeschlagen. Und die Ho-
meofficepflicht soll aufgrund
der zunehmenden Durchimp-
fung aufgehoben werden.

ZweiUnternehmenführen
internes Impfzentrumein
Beim Impfen hat der Kanton
derweil ein Pilotprojekt gestar-
tet. Die Firma Anliker wie die
CPH Gruppe am Standort Per-
len (Perlen Papier AG und Per-
len Packaging AG) haben in den
letzten Wochen Erfahrungen ge-
sammelt beim freiwilligen Tes-
ten ihrerMitarbeitendenaufCo-
vid-19. Jetzt richten sie jeweils
ein betriebsinternes Impfzent-
rum ein, teilt der Kanton Luzern
mit.«Die Impfung indenBetrie-
ben ist eine weitere Möglichkeit,
um die Immunisierung der Be-
völkerung zu erhöhen», sagt Re-
gierungsrat Guido Graf. Die
Impfungen indenbeidenBetrie-
ben starten Ende Woche und
sind für die Angestellten freiwil-
lig und gratis. (jwe/zfo)

#30 Luzerner Zeitung, Mittwoch, 16. Juni 2021
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Luzernerin ist «Last Woman Standing»
Astrid Sibon (27) ausGeuenseewarMitfavoritin der RTL-Staffel «AllstarsNinjaWarriorGermany».MitCoolness gewann sie 25000Euro.

Roger Rüegger

Ihrem Spitznamen macht die
27-jährige Astrid Sibon alle
Ehre.Ninja-Warrior-Germany-
Moderator Jan Köppen nannte
die inGeuenseewohnhaftePhy-
siotherapeutin während einer
bestechenden Demonstration
eines Parcours «Krasstrid».

Seither ist der Name Pro-
gramm. Im Finale der Show
«Ninja Warrior Germany All-
stars -DasDuell derBesten»hat
sie dies eindrücklich unter Be-
weis gestellt. Die Holländerin
holte am Muttertag den Titel
«LastWoman Standing».

Inder Schweiz ist sie bei den
Ninja-Warrior-Austragungen
unter den Frauen längst das
MassderDinge. InDeutschland
liegt die Messlatte höher. Da
sind gemäss ihrerAussagemin-
destens vier Kriegerinnen auf
Augenhöhe.

Werabstürzt,
scheidetaus
DieAllstars-Staffelnunterschei-
den sich von den herkömmli-
chen Ninja Warriors Battles im
Wesentlichen durch das K.-o.-
System.AmStart sinddiebesten
Ninja Warriors der letzten fünf
Jahre. Den Hindernis-Parcours
bewältigen immer zwei Leute
gleichzeitig gegeneinander.Wer
das Wasser berührt oder ab-
stürzt, scheidet aus.

Die siegreiche Person
kommt indienächsteRunde. In
vier Staffeln qualifizierten sich
jeweils drei Männer und eine
Frau fürsFinale. Inder 5. Staffel
am 25. April wurden die letzten
vier Männer ermittelt. Gestern
Sonntag duellierten sich
schliesslich Jekaterina Konan-
chuk, Tatjana Holz, Steffi Nop-
pingerundAstridSibonsowie 16

Männer in der Show des Privat-
senders RTL.

Astrids Sieg führte wie oft
über StefanieNoppinger. «Letz-
tes Jahr verlor ich denTitel Last
Woman Standing knapp gegen
sie.Nun bezwang ich sie imAll-
stars-Finale in der ersten Run-
de», beschreibt Astrid den
Grundstein zu ihrem jüngsten
Triumph. Die andere Frauen-
paarungentschiedTatjanaHolz
für sich, die in Runde zwei As-
trids Gegnerinwar.

Wie wichtig ist für Astrid,
gegen welche Konkurrentin sie
antreten muss? Sie winkt ab:

«Gar nicht. Ich konzentrierte
mich immer auf meine Stärke
unddenParcours, abernicht auf
meine Gegnerin.» Tatsächlich
bestach sie nicht nur mit ihrer
Power, sondern auch durch
Coolness, wie bereits bei den
Vorausscheidungen.

«Ich trete immer
zumSiegenan»
«BeidenMikado-Stangenhatte
ich Mühe und fiel zurück. Aber
ich absolvierte den Parcours
konzentriertweiter, inderHoff-
nung, dass meine Chance
kommt», soAstrid.BeimTrapez

war esdann soweit. Tatjanaver-
passte die Stange, Astrid nicht.
Sie konnte den Parcours alleine
fertig machen. Im Finale been-
dete siebeideParcoursundklet-
terte die Himmelsleiter hoch.
DenGesamtsiegunddiePrämie
von50000Euroholte sichaber
einMann:KimMarschner.«Wir
haben stark zugelegt, aber die
besten Männer zu schlagen,
wird fürunsFrauensehr schwie-
rig», beurteilt die Physiothera-
peutin ihre Chancen auf einen
Gesamtsieg.

Als«LastWomanStanding»
durfteAstridSibonvonModera-

torin LauraWontorra den Preis
in Form eines Koffers mit
25000Euroentgegennehmen.
Daspasst, siehat ihrArbeitspen-
sum in der Physiotherapie Su-
rental inTriengenherabgesetzt,
umsichvermehrt aufdie Shows
und ihr Training zu konzentrie-
ren.DieerstenLorbeerenhat sie
jetzt eingefahren.Darauf ausru-
henwird sie sichnachdemTitel
abernicht. «Es geht immerwei-
ter. Im Herbst bin ich bei Ninja
Warrior Germany wieder im
Rennen. Auf jeden Fall will ich
da gewinnen. Ich trete immer
zum Siegen an.»

Gastbeitrag zur Stadtentwicklung

Weiterbauen heisst die Devise
In den letztenWochen haben
zwei Bundesgerichtsentschei-
de imUmfeld der Baukultur
für Aufsehen gesorgt: zuerst
der Entscheid zum revidierten
Denkmalschutzgesetz des
Kantons Zug, dann derjenige
zumBauen ausserhalb der
Bauzone imFall der Gemeinde
Neuenkirch imKanton Luzern.
«Niederlage für Eigentümer
vonHäusern ausserhalb von
Bauzonen», lautete eine SRF-
Schlagzeile im zweiten Fall.
Auchwenn der Allgemeinplatz
an der Sachemassgeblich
vorbeischrammt, sindmit den
Urteilen doch relevante Aussa-
gen zu aktuellen Aspekten der
Baukultur verbunden.

Im ersten Entscheid wurden
zwei der drei Beschwerde-
punkte abgelehnt. Gutgeheis-
sen jedoch wurde die Be-
schwerde gegen die Regelung,
«dass Objekte, die weniger als
70 Jahre alt sind, nur mit dem
Einverständnis des Eigentü-
mers unter Schutz gestellt
werden können». Die Rede ist

von Bauwerken «von heraus-
ragendem geschichtlichem,
archäologischem, künstleri-
schem, wissenschaftlichem,
sozialem oder technischem
Interesse». Das heisst, gewis-
se Bauwerke können praktisch
mit ihrer Erstellung eine
Bedeutung erlangen, die ihren
Schutz zum öffentlichen
Interesse werden lässt. Eine
gewichtige Position, gerade im
Umfeld neoliberaler Vorstel-
lungen, die heute die Diskus-
sion umGemeingüter – und
das sind solche Bauwerke–
meist dominiert. Es bedeutet:
Wenn wir Bauwerke erstellen,
übernehmenwir auch eine
massgebende Verantwortung
gegenüber der Gesellschaft –
in diesem Fall eine Verantwor-
tung gegenüber dem bau-
lichen Bestand als Kulturgut,
als Errungenschaft unserer
Vorfahren.

Avantgarde oder Konservatis-
mus?Das sind die beiden Pole
der aktuellenDiskussion um
eine nachhaltige bauliche

Entwicklung und umSinn und
Zweck des technischen Fort-
schrittes. Die Auflösung heisst:
Weiterbauen. Der Begriff kann
uns vieles erklären, auch ein
Wegkommen von der Suche
nach der perfekten Lösung.

Schliesslichwollenwir uns eine
Lebenswelt einrichten, die
einerseits so gut wiemöglich
zur aktuellen Situation passt,
mit der wir aber auch unserer
gesellschaftlichen Verantwor-
tung nachkommenwollen. Kei-
ne Frage also, dass gerade die
Bauwerke, die wir erstellen

wollen, über unsere eigene
Existenz hinausgedacht wer-
denmüssen.

Der zweite Bundesgerichtsent-
scheid dreht sich umein Bau-
geschäft, dasWerkhofgebäude
ausserhalb der Bauzone ohne
Baubewilligung erstellt und
nun übermehr als dreissig
Jahre genutzt hat. Innerhalb
der Bauzonen gilt die Rege-
lung, dass eine unbewilligte
Baumassnahme nach dreissig
Jahren Bestand nichtmehr
rückgebaut werdenmuss. Das
Bundesgericht hält nun fest,
dass dies in einerNichtbau-
zone nicht gilt. Einewichtige
Einschränkung: Einstmals
rechtmässig erteilte Bewilli-
gungen können nichtmehr
rückgängig gemacht werden.
Aberwas illegal erstellt wurde
und auch nie aus diesem Status
entlassenwurde, bleibt illegal.
Damitmüssen diese Bauten
rückgebaut werden. Der inte-
ressante Aspekt in der baukul-
turellenDiskussion bezieht
sich also auf die Rolle des

Bauwerkes ausserhalb der
Bauzone. Schon das eidgenös-
sische Raumplanungsgesetz
von 1972 hält fest, dass in der
Nichtbauzone der Bezug zum
übergeordneten System
«Landschaft» höher zu ge-
wichten ist als die privaten
Interessen von Landeigentü-
mern. Diese zentrale Errun-
genschaft der Schweiz trägt
massgebend dazu bei, dass die
Qualität der Landschaft über-
haupt erst schutzfähigwird.
Mit demBundesgerichtsent-
scheid erhält dieser Grundsatz
gewichtigen Support.

Bei genaueremHinsehenwird
deutlich, dass es auch hier um
das «Weiterbauen» geht. Denn
die Landschaft ist als solches in
weiten Teilen der Schweiz ein
kulturellesWerk, das heisst, sie
ist künstlich, vorab durch den
Menschen geschaffen. An
diesemWerkweiterzubauen,
heisst, mit äusserster Sorgfalt
die notwendigen Veränderun-
gen zu evaluieren, zu gestalten
und dann auch qualitätsvoll

umzusetzen – unter den ge-
setzlich verankerten und damit
von unserer Gesellschaft
getragenen Vorgaben. Nur so
könnenwir demWerk «Land-
schaft» gerecht werden und
gleichzeitig dessen Verände-
rungen qualitätsvoll umsetzen.
Mit einemWeiterbauen, das
aus der Geschichte abgeleitet
wird, einer nachhaltigen
Denkweise verbunden ist und
der Zukunft Raum lässt, wird
der unfassbareWert der Ge-
schichte zur Inspiration und
nicht zur Behinderung.

Dieter Geissbühler
kanton@luzernerzeitung.ch

Hinweis
Dieter Geissbühler ist Co-Leiter
CASBaukultur an derHochschu-
le Luzern – Technik &Architektur.

Stadtentwicklung

Astrid Sibon erhält von Moderatorin Laura Wontorra den Geldkoffer. Bild: PD

Astrid Sibon
Physiotherapeutin
ausGeuensee

«Wirhabenstark
zugelegt, aberdie
bestenMänner zu
schlagen,wird für
unsFrauensehr
schwierig.»#29 Luzerner Zeitung, Montag, 10. Mai 2021
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Nannys sind auf dem Vormarsch
Immer mehr Gemeinden subventionieren die Kinderbetreuung durch eine Nanny. Auf dem Land ist das Modell aber noch wenig bekannt.

Livia Fischer

MaryPoppins istdasberühmtes-
te Kindermädchen unserer Zeit;
früher von ihr betreutworden zu
sein, hätten sich so manche ge-
wünscht.Zugegeben:DieKinder
in eine Fantasiewelt entführen,
indem sie mit ihnen in ein Ge-
mälde hüpft, oder miteinem Pa-
pageien-Schirm nach Feier-
abend ganz lässig davonfliegen,
wirdeineNanny imrichtigenLe-
ben wohl kaum. Das Betreu-
ungsmodell an sich hingegen
fasst hierorts immer mehr Fuss.

Wenn es um die professio-
nelle Betreuung von Kindern im
Vorschulaltergeht, vertrauenEl-
tern im Kanton Luzern ihre
Sprösslinge zwar noch immer
am häufigsten einer Kinderta-
gesstätte an. Und auch die Be-
treuung durch Tagesfamilien ist
weitausbekannterals jenedurch
eine Nanny. Ursi Wildisen, Ge-
schäftsführerin der Frauenzent-
rale Luzern (FZL), betont in Be-
zug auf die Stadt Luzern aber:
«Das Angebot der Nanny-Be-
treuung ist sehr beliebt, uns er-
reichen viele Anfragen.»

«MaximaleFlexibilität»
hat ihrenPreis
ZumbesserenVerständnisvorab:
Tagesfamilienbetreueneinesbis
fünf anwesende Kinder, in der
Regel findet die Betreuung im
HaushaltderTagesfamilienstatt.
EineNannyhingegenkommtdi-
rekt zur Familie, welche die Be-
treuung wünscht, nach Hause
und betreut deren Kinder in
ihrem gewohnten Umfeld.

Darin liegt laut Wildisen
einer der grossen Vorteile einer
Nanny; so sei die Betreuung in-
dividuell auf die jeweilige Fami-
liensituation abgestimmt und
biete «maximale Flexibilität».
Hinzu komme: «Für die Eltern
entfällt das Bringen und Holen,

womit der Tag für die ganze Fa-
milie entspannter verläuft. Auch
können Babys und Kleinkinder
so ihren Schlaf- respektive
Wachrhythmus beibehalten.»
Der Nachteil dieses Betreuungs-
modells ist finanzieller Natur. So
hält die FZL etwa fest, dass der

Stundenlohn für die Betreuung
eines Kindes bis 18 Monate bei
einer Tagesfamilie 9.95 Fran-
ken, bei einer Nanny 26.50Fran-
ken beträgt. Bei der Betreuung
von über Eineinhalbjährigen
sind es 6.95 Franken bezie-
hungsweise 25 Franken.

Im Nanny-Pool der FZL befin-
den sich aktuell 35 geprüfte Be-
treuungspersonen, die durch
eine entsprechende Stelle dann
den Eltern vermittelt werden.
«Zurzeit begleiten wir 14 Be-
treuungsverhältnisse für insge-
samt 14 Familien mit total 25

Kindern», sagt Wildisen. Davon
habe rund die Hälfte Anspruch
auf Betreuungsgutscheine. Et-
was, das nicht selbstverständ-
lich ist – dazu später mehr.

«Angebotmussbesser
kommuniziertwerden»
Finanziell unterstützt werden
seit Anfang Jahr auch Eltern mit
qualifizierter Nanny in Hoch-
dorf. Laut Barbara Dubach, Be-
reichsleiterin Soziales, Gesund-
heitundSicherheit, ist abernoch
keine entsprechende Anmel-
dungeingegangen.«DasNanny-
Angebotmussnochbesserkom-
muniziert werden», so die Be-
gründung. Ähnlich sieht es in
Willisau aus. Da bietet der Ver-
ein Kinderbetreuung Willisau &
Umgebung seit Februar eine
Nanny-Vermittlungan.DieStadt
subventioniert das neue Ange-
botdurchBetreuungsgutscheine
analog der Tagesplatzvermitt-
lung. Bisher konnte laut SP-
Stadträtin Irma Schwegler aber
erst eine Nanny vermittelt wer-
den – auch im Hinterland ist das
Angebot noch wenig bekannt.

Weitere Gemeinden, die El-
tern mit qualifizierter Nanny
mittels Betreuungsgutscheinen
unterstützen oder theoretisch

unterstützen würden, wenn ein
entsprechendes Gesuch gestellt
und die Anforderungen erfüllt
würden, sind Büron, Dagmer-
sellen,Ebikon,Emmen,Eschen-
bach, Ettiswil, Inwil, Knutwil,
Kriens, Mauensee, Oberkirch,
Root und Sursee. Wie hoch der
finanzielle Zustupf ist, den El-
tern pro Betreuungstag durch
ihre Einwohnergemeinde erhal-
ten, hängt von deren Einkom-
men und Erwerbspensum ab.

KeineUnterstützung
fürwohlhabendeEltern
Die Mehrheit der Verantwortli-
chen aus den restlichen Ge-
meinden mit Betreuungsgut-
scheinen teilt mit, dass sich die
Frage nach der Einführung von
Betreuungsgutscheinen fürs
Nanny-Modell bisher nie ge-
stellt habe, da es keine Nachfra-
ge gebe. Martina Rigert vom So-
zialdienst Gisikon fügt hinzu,
dass es Gemeinden gebe, die
eine Einkommensgrenze für Be-
treuungsgutscheine hätten.
Heisst: «Familien, die sich eine
Nanny leisten können, fallen in
eine höhere Einkommenskate-
gorie, wobei sie wahrscheinlich
eher keinen Anspruch mehr auf
Betreuungsgutscheine haben.»

Dasmuss eine Nanny können

Damit eine Nanny bei einer an-
erkanntenVermittlungsstelle auf-
genommen wird und als qualifi-
ziert gilt, muss sie in der Regel
keine pädagogische Ausbildung
vorweisen. Im Vordergrund ste-
hen die erzieherischen, sozialen
undkommunikativenFähigkeiten.

Die Frauenzentrale Luzern
legt aber fest, dass der Besuch
des Kurses «Notfälle bei Klein-
kindern» sowie der einesGrund-

kurses obligatorisch ist. Letz-
terer dauert 30 Lektionen und
beinhaltet die persönliche Aus-
einandersetzung mit der Aufga-
be als Kinderbetreuungsperson.
Davon befreit sind alle, die einen
anerkannten Lehrgang für Kin-
derbetreuung absolviert haben.
Sofern mindestens ein Tages-
kind betreut wird, ist der jährliche
Besuch eines Weiterbildungs-
moduls à drei Stunden Pflicht. (lf)

Nannys betreuen Kinder im gewohnten Umfeld und bieten maximale Flexibilität. Bild: Getty
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Der geplatzte Traum vom Eigenheim
Die Menschen aus Hamburg
sind für ihre zurückhaltende
Art bekannt. Doch nun kommt
aus dem Norden Deutschlands
ein Aufschrei der Entrüstung,
der so gar nicht zu den kühlen
Hanseaten passt. Der Grund: In
bestimmten Stadtteilen Ham-
burgs dürfen künftig keine
neuen Einfamilienhäuser mehr
gebaut werden. Das eigene
Haus als sinnstiftende Voll-
endung des Lebensziels vieler
hart schaffender und lebens-
lang sparender beziehungswei-
se abzahlender Menschen
scheint bedroht zu sein.

Das Leben im Einfamilienhaus
(EFH) ist nach wie vor für viele
Teile der Bevölkerung die
beliebteste Wohnform und
erlebt in Zeiten von Corona
einen Höhenflug. Der Garten
um das Haus sorgt für die
notwendige Distanz zum
Nachbarn, zufällige Begegnun-
gen sind so gut wie ausge-
schlossen, denn sie werden

zuvor abgemacht. Die grosszü-
gigen Flächen schaffen die
notwendige Flexibilität für
unterschiedliche Nutzungen,
bieten ausreichend Stauraum
und schliesslich kann ich in
meinem Haus zu jeder Tages-
und Nachtzeit tun und lassen,
was ich will. Streit um Grenz-
abstände, Höhe der Hecken
oder um den Lärm des Rasen-
mähers werden mit Hilfe der
Rechtsschutzversicherung
geklärt und nicht zu vergessen:
Das eigene Haus schafft Status
und Anerkennung.

Aus Sicht einer nachhaltigen
Stadtentwicklung jedoch spielt
das EFH trotz hoher Medien-
präsenz eher in der zweiten
Liga. Viel Fläche für wenig
Personen und hohe Investi-
tionskosten in Infrastruktur,
wie zum Beispiel in die Er-
schliessung durch eine Strasse,
oder der Anschluss an die
Kanalisation machen das EFH
zu einem ineffizienten Gebäu-

detypus. Neu erschlossene
EFH-Gebiete fördern die
Zersiedelung und Pendlerströ-
me und tragen nicht zu einer
nachhaltigen Stadtentwick-
lung bei.

Auch Pelletheizungen, Solar-
anlagen auf dem Dach und
eine zertifizierte Holzfassade
können daran nichts ändern.
Das ökologische EFH ist und
bleibt ein Mythos!

Die Fronten scheinen verhärtet
zu sein. Während den Kritikern
des EFH eine ideologische

Nähe zu ostdeutschen Platten-
bausiedlungen unterstellt wird,
werden Eigenheimbesitzende
als elitäres, nicht gesellschafts-
fähiges Klientel abgetan. Es ist
Zeit, diese Fronten aufzuwei-
chen und das Dazwischen zu
suchen: nämlich EFH-Qualitä-
ten im Mehrfamilienhaus.
Während der Kern des EFH die
Abgrenzung ist, wird in diesen
neuen Typologien ein Mix aus
individualisiertem Wohnen
und justierbarem nachbar-
schaftlichem Miteinander
angestrebt.

Dabei spielen Themen wie der
eigene Aussenbereich oder
auch der private Zugang zur
Wohnung eine zentrale Rolle.
Ich habe die Möglichkeit, mit
meinen Nachbarn in Kontakt
zu treten, muss es aber nicht.
Dabei übernimmt der Aussen-
raum eine wichtige Funktion
ein. Er ermöglicht Raum für
spontane und geplante Begeg-
nungen genauso, wie nur

ungestört in der Sonne zu
sitzen.

Ein weiterer Vorteil dieser
Wohnform ist es, dass im
Unterschied zu einem gebau-
ten Einfamilienhaus die Woh-
nung nicht alles leisten muss.
Zusätzliche Flächen für Home-
office oder die Beherbergung
von Gästen übernehmen
geteilte Räume innerhalb des
Gebäudes oder der Siedlung.
Dadurch bin ich flexibel,
nutze nur dann die Räume,
wenn ich sie auch wirklich
brauche. Das entlastet zusätz-
lich auch noch mein
Portemonnaie.

Obwohl diese Konzepte bereits
erforscht sind und auch erfolg-
reich umgesetzt werden, sind
sie noch lange nicht Standard.
Mit Innovationen tun sich die
Baubranche wie auch Behör-
den halt immer noch schwer.
Aber anstelle eines Verbotes
benötigen wir Baureglemente

und Verordnungen, die Inno-
vationen ermöglichen, statt zu
behindern. Investoren, die
bereit sind, neue Wege zu
gehen und Risiken zu tragen. Je
erfolgreicher diese Wohnkon-
zepte sich durchsetzen, umso
mehr wirken sie als Botschafter
einer neuen Kultur des Woh-
nens und machen das EFH
auch ohne Verbot obsolet. Zu
wünschen wäre es.

Prof. Dr. Peter Schwehr
kanton@luzernerzeitung.ch
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Prof. Dr. Peter Schwehr ist Leiter des
Kompetenzzentrums Typologie & Pla-
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Pläne für Feriendorf gefährdet
Die Rückzonungen in Entlebuch treffen lokale Firmen. Gespräche mit den Betroffenen zeigen: Glück und Pech liegen nahe beieinander.

Niels Jost

Es ist kein schönes Thema, mit
dem sich die Gemeinde Entle-
buch derzeit herumschlagen
muss. Weil das Dorf mit rund
3230 Einwohnern überschüssi-
ges Bauland aufweist, muss es
dieses rückzonen, also von der
Bau- in die Landwirtschaftszone
überführen. Damit soll die Zer-
siedelung gestoppt werden. Für
die Betroffenen heisst das: Bau-
en können sie auf ihrem Land
nichts mehr.

5,85HektarenhatderKanton
Luzern inEntlebuchalsRückzo-
nungsfläche definiert. Das ent-
spricht etwa acht Fussballfel-
dern. 46 Grundstücke sind be-
troffen, wie aus den Unterlagen
zuentnehmenist,diebisgestern
öffentlich auflagen.

17Ferienhäuser
inGfellegeplant
Eines der Grundstücke gehört
Jost Krummenacher. Der Unter-
nehmer hätte grosse Pläne für
sein rund 10000 Quadratmeter
grosses Land im kleinen Skige-
biet Gfelle, das auf halbem Weg
von Finsterwald und dem Glau-
benberg liegt. 17 Ferienhäuser
möchte der Geschäftsführer der
Barko Immobau AG aus Sursee
dort bauen. Ein Teil der Häuser
ist auchaufdemGrundstückvon
Josef Schmidiger geplant, der
das dortige Hotel und Bergres-
taurant führt.DasProjektwürde
diebestehende Ferienhaus- und
Chaletsiedlungergänzen.«Mein
Vater hatte die Chalets gebaut»,
erzählt Krummenacher. «Die

laufen richtig gut. Wir möchten
nun etwas Ähnliches realisie-
ren.» Als die Rückzonungen
2018 erstmals zum Thema wur-
den, habe er umgehend einen
Architekten beauftragt, einen
Gestaltungsplan zu entwerfen.
Dagegen sind bei der öffentli-
chen Auflage keine Einsprachen
eingegangen. Allerdings hat der
Kanton das Projekt sistiert – und
zwar so lange, bis die Sache mit
denRückzonungendefinitivent-
schieden ist.

Gemäss den aufliegenden
Unterlagen hält der Kanton
RückzonungenimganzenGebiet
Gfelle für «raumplanerisch
zweckmässig». Dies aufgrund
derabgeschiedenenLage.Krum-

menacher macht sich daher kei-
ne grossen Hoffnungen. Eine
Einsprache wird er nicht ma-
chen. «Die Chancen, dass sie
gutgeheissen wird und ich eine
Entschädigung erhalte, sind ja
ohnehin klein», sagt er konster-
niert und fügt an: «Ich habe das
Projekt fürmichabgeschrieben.»
AuchdasGeld,welcheserbereits
investiert hat, sei wohl futsch.
«Manchmal gewinnt man,
manchmal verliert man», sagt
der Unternehmer.

UnsereZeitunghatmitdiver-
senweiterenBetroffenengespro-
chen. Einige wurden von der
Rückzonung überrascht und
werden Einsprache einreichen,
anderewiederumhatteneskom-

men sehen und ohnehin kein
Bauprojekt geplant. Der Grund-
tenor ist jedoch klar: Freude an
denRückzonungenhatniemand
– auch Gemeindepräsidentin
Vreni Schmidlin-Brun nicht.
«Wir wären froh, müssten wir
kein Bauland rückzonen», sagt
sie.DieUmsetzungderkantona-
lenStrategiesei«sehrherausfor-
dernd». Einerseits könne sie es
nachvollziehen,dassabgelegene
Gebiete nicht weiter wachsen
sollen. Andererseits sei eine Ge-
meinde immer auch daran inte-
ressiert, sich entwickeln zu kön-
nen. «Doch der Spielraum ist
klein. Der Kanton gibt klar den
Taktvor»,sodieFDP-Politikerin.
Der öffentlichen Auflage sind

denn auch zahlreiche Verhand-
lungsgesprächemitdemKanton
vorausgegangen. Dabei waren
auch die gemischten Zonen mit
Wohnen und Arbeiten ein The-
ma. Um diese Zonen nicht kom-
plett rückzonen zu müssen, soll
nun hier der Wohnanteil redu-
ziert werden. «Ein Kompro-
miss», wie Schmidlin sagt.

Firmadarfausbauen–
mitAuflagen
Das bekommt die Heiniger
Landtechnik AG zu spüren. Auf
ihrem Grundstück im Ortsteil
Ebnet dürfen sie zwar den Be-
trieb, der auf der gegenüberlie-
genden Strassenseite liegt, er-
weitern, aber keine Wohnungen

dazu bauen. Für eineneue Halle
liegt ein Baugesuch vor. Die Er-
weiterung sei wichtig für das
Fortbestehen der Firma, heisst
esaufAnfrage.WeilmandenBe-
darf nachweisen konnte, wurde
das Grundstück nicht rückge-
zont. «Dafür mussten wir beim
Kanton kämpfen», sagt Vreni
Schmidlin. Die Umzonung in
eine reineArbeitszone ist jedoch
an eineBedingung geknüpft: Bis
2023mussdieneueHalle stehen
– sonst könnte das Grundstück
doch noch rückgezont werden.

GlückhatteebensodieENT-
LA-Türenfabrik. Auch ein Teil
ihres Grundstücks im Gebiet
Russacher wird nicht rückge-
zont, sondern in eine reine
Arbeitszone umgewandelt. Der
Grund ist derselbe: Die Firma
konnte geltend machen, das
Land als Reserve für einen mög-
lichenAusbauzwingendzubrau-
chen. Sonst hätte man keine
Chance, den Betrieb, falls nötig,
zuerweitern,heisst esaufAnfra-
ge. Schliesslich wolle man ja die
Arbeitsplätze im Dorf halten.

Vreni Schmidlin ist froh,
konnte zumindest für diese Fir-
men eine Lösung gefunden wer-
den.Denneinzig imGebietLehn
gebeesnochLandfürsGewerbe.
«Sonst haben wir kein Entwick-
lungspotenzial mehr.» Nach der
öffentlichen Auflage stehen die
Einspracheverhandlungen an.
Können nicht alle bereinigt wer-
den, muss die Gemeindever-
sammlungdarüberentscheiden.
Die Schlussabstimmung kommt
an die Urne. Diese soll noch
Ende dieses Jahres stattfinden.

Die Gemeinde Entlebuch steckt mitten in der Umsetzung der Rückzonungsstrategie. Bild: Boris Bürgisser (Entlebuch, 14. Februar 2021)

Parolen für den
7. März gefasst
Gewerkschaftsbund DerLuzer-
ner Gewerkschaftsbund hat für
die kommende Abstimmung die
Parolen publiziert. Er sagt Nein
zur E-ID. Sie erfülle die Funk-
tion eines offiziellen Ausweises
und «ist damit Aufgabe des Ser-
vice public», heisst es in der Mit-
teilung.BeimVerhüllungsverbot
empfiehlt der LGB ebenfalls die
Nein-Parole. Stimmfreigabegibt
es beim Wirtschaftsabkommen
mit Indonesien. Ein Nein emp-
fiehlt der LGB auch bei der
Campus Horw AG. Zur Vorlage
über die Lammschlucht wurde
keine Parole gefasst. (rt)

Neue Sendung
für Bewegung
TV Ab sofort gibt es eine neue
Bewegungssendung für Senio-
rinnen und Senioren. «Bliib fit –
mach mit!» wird von Montag bis
Freitag jeweils um 10Uhr auf
dem Zentralschweizer Sender
Tele1 ausgestrahlt, wie der Kan-
ton Luzern mitteilt. Das Ange-
bot sei auf die Initiative der Ab-
teilungen Gesundheitsförde-
rung der Zentralschweizer
Kantone zurückzuführen. Die
Sendung animiere zur Bewe-
gungsförderung zu Hause und
stärke die Gesundheit. (rt)

Gastbeitrag zur Stadtentwicklung

Eine Stadt braucht Boden
Der Frühling naht und der
Garten soll auf Vordermann
gebracht werden. Bäume
zurückschneiden, neue Sträu-
cher setzen und gar ein
Schwimmteich sind geplant.
Die Sache hat nur einen Ha-
ken: Ihnen gehört nur ein Teil
des Gartens, die andere Hälfte
des Grundstückes gehört ihrer
Nachbarin, und die sitzt in
ihrem Altersdomizil in der
Toskana. Dementsprechend ist
ihr Interesse an Veränderung
gering und ihre Motivation,
sich finanziell gar daran zu
beteiligen, gleich null.

Was im Kleinen gilt, gilt auch
im Grossen. Eine Stadt kann
sich nur entwickeln, wenn ihr
der Boden gehört. Während
der Grundstückseigentümer in
eher kurzfristigen Zeiträumen
und innerhalb seiner Parzel-
lengrenze denkt, muss die
Stadt in grösseren Massstäben,
Zeiträumen und Zusammen-
hängen planen. Sie hat das
grosse Ganze im Auge. Ist sie
doch in der Pflicht, die ent-
scheidenden Weichen für eine
postfossile Zukunft zu stellen.
Wir alle wissen, dass das
Luzern von heute nicht die
Stadt von morgen sein wird. Es
ist nicht nur die Umgestaltung

heutiger Energieversorgungs-
systeme, es ist auch die Gestal-
tung hin zu einer Stadt, die
neuen Lebens- und Arbeitsfor-
men gerecht wird, Mobilität
neu konzipiert und auf klima-
bedingte Wetterereignisse wie
Starkregen oder längere Hitze-
perioden reagieren kann.
Vieles ist dabei noch unklar.
Dafür benötigt die Stadt Spiel-
raum für Entwicklungen und
unvorhergesehene Ereignisse.
Denn im Unterschied zu den
Covid-Massnahmen lässt sich
einmal Gebautes nur mit
erheblichem Aufwand wieder
korrigieren. Um handlungsfä-
hig zu sein, ist es essenziell,
dass zumindest der Boden
noch im Besitz der öffentlichen
Hand ist.

Vor diesem Hintergrund ist es
notwendig, dass die Stadt ihre
Zukunft sich nicht verbaut
beziehungsweise verbauen
lässt. Der Besitz des Bodens
gewährleistet Handlungsfähig-
keit. Die damit verbundene
Forderung nach Abgabe des
Bodens ausschliesslich im
Baurecht ist gerade für städte-
baulich relevante Projekte wie
z.B. die Pilatus-Arena nur
konsequent. Warum? Was
heisst Baurecht? Die Grund-

stücksflächen bleiben im Besitz
der öffentlichen Hand, die sie
dann zum Beispiel an Unter-
nehmungen, Genossenschaf-
ten oder Private gegen eine
Gebühr zur Nutzung überlässt.
Nach Ende der Laufzeit des
Vertrages (z.B. 99 Jahre) fällt
das Grundstück wieder in den
Besitz der öffentlichen Hand
zurück. Während die Stadt

Eigentümerin bleibt, wird das
Nutzungsrecht der jeweiligen
Institution übertragen. Da-
durch ist gewährleistet, dass
die Stadt auch zu einem späte-
ren Zeitpunkt noch die Chance
auf Entwicklung hat und auf
neue Anforderungen reagieren
kann.

Ein weiterer Vorteil der Abgabe
des Bodens im Baurecht ist es,
dass der Boden der Spekula-
tion entzogen wird. Denn
Boden ist mittlerweile ein rares

Gut geworden. Im Unterschied
zu Gütern des alltäglichen
Gebrauchs ist die Anzahl der
zur Verfügung stehenden
Bodenfläche beschränkt und
kann nicht beliebig produziert
werden. Dementsprechend ist
Boden zum Objekt der Begier-
de geworden.

So sind zum Beispiel in Berlin
Kreuzberg die Bodenpreise in
gewissen Lagen innerhalb
eines Jahres um 100 Prozent
gestiegen. Was ist dann noch
die Motivation in das Areal zu
investieren, wenn ich ohne
eigenes Zutun, quasi im Schlaf,
mein Geld verdiene? Wo findet
eine nachhaltige Wertschöp-
fung statt? Der britische Öko-
nom John Stuart Mill (1806-73)
prägte in diesem Zusammen-
hang den Begriff des «unver-
dienten Wertzuwachs». Dieser
hat Folgen: Aus einer kurzfris-
tigen Perspektive heraus hat
Berlin viele innerstädtische
Areale verkauft. Mit dem
Ergebnis, dass eine ganzheitli-
che und resiliente Stadtent-
wicklung heute nicht mehr
möglich ist. Mittlerweile ist
Berlin gezwungen, für teures
Geld ihre ehemals eigenen
Grundstücke wieder zurückzu-
kaufen. Dieses Phänomen

kann man mittlerweile in fast
allen grossen europäischen
Städten antreffen.

Einem Garten ähnlich, benötigt
eine Stadt permanente Hege
und Pflege. Samen für künftige
Entwicklungen müssen früh-
zeitig gesät, manches muss
zurückgestutzt werden. Be-
währtes bleibt erhalten. Gerade
in Zeiten des Umbruchs soll die
Handlungsfähigkeit der Stadt
bewahrt bleiben. Kann die
Stadt aber nicht mehr agieren,
weil ihr der Boden nicht mehr
gehört, wird es eine fruchtbare
Stadtentwicklung schwer
haben und die Ernte entspre-
chend mager ausfallen!

Stadtentwicklung
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kanton@luzernerzeitung.ch
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Zwei Kinder bei
Autounfall verletzt
Schwarzenberg Am Montag-
nachmittag ist es in Schwarzen-
bergzueinemVerkehrsunfall ge-
kommen. Im Gebiet Lifelen
standbeiderdortigenHaltestel-
le ein Postauto. Dahinter über-
querte eine Mutter mit ihren
KinderndenFussgängerstreifen,
wiedieLuzernerPolizei gestern
mitteilte.EinAutofahrer sahdie
Familie zu spätundprallte indie
zweiKinder.Diesewurdenbeim
Unfall verletzt und mussten ins
Spital gefahrenwerden. (dlw)

Erstmals Hoftötung durchgeführt
Auf demBiohofHerrendingen in Eschenbach kames zur ersten bewilligtenHoftötung imKanton Luzern. Eine Sache, die bewegt.

FabienneMühlemann

Sie sollen Tieren unnötigen
Stress auf dem Weg in einen
Schlachtbetrieb ersparen: die
Hof- und dieWeidetötung. Der
Bundesrat hat sie ab dem 1. Juli
2020 erlaubt. Dabei wird ein
Tier in seinem gewohnten Um-
feld betäubt (Hoftötung) oder
erschossen (Weidetötung) und
anschliessend entblutet. Zum
Zerlegen wird das Tier in einen
nahegelegenenSchlachtbetrieb
gefahren. Für eine Hoftötung
braucht man eine Bewilligung
des kantonalen Veterinär-
diensts – zuvor war sie nur für
den Eigengebrauch erlaubt.

Am vergangenen Freitag
wurde im Kanton Luzern auf
dem Biohof Herrendingen in
Eschenbach die erste bewilligte
Hoftötungdurchgeführt,wieSa-
rahundSebiAnderhuberzählen.
Sie führen den Familienbetrieb
seit drei Jahren und halten dort
vor allemDamhirsche und Gal-
loway-Rinder.Hoftötungenwa-
ren schon lange ihr Wunsch:
«Der Transport in ein Schlacht-
haus ist ausunsererSichtunwür-
dig. Mit der Hoftötung können
wir das Tier bis zumSchluss be-
gleiten. Wenn es schon für den
menschlichen Genuss sterben
muss,dannmitgrösstmöglicher
Achtung», sagtSarahAnderhub.

Dashautnahzuerleben,
sei«schonheftig»
Für die Durchführung hat das
Ehepaar die Platzhirsch Hof-
schlachtungenGmbHverpflich-
tet. Die Firma bietet Hoftötun-

gen mit einem System aus
Deutschland an. Sarah Ander-
huberklärt:«EinePlattformmit
einem Fanggitter ist an den An-
hänger desMetzgers gekoppelt.
Dann wartet man, bis das Tier
von allein zum Fressen auf die
Plattform steigt.» Der Metzger
nähert sich und betäubt es mit
einemBolzenschuss.Dannmuss
es schnell gehen.«DiePlattform
mitsamt dem Tier wird mittels
einerSeilwinde indenAnhänger
gezogen.Dortdrinwirdesgesto-
chen unddasBlut in einerWan-
ne aufgefangen», so Anderhub.

Dann bringt es der Metzger in
den Schlachthof.

Sarah und Sebi Anderhub
nehmen das Prozedere keines-
wegs auf die leichte Schulter.
«Einerseits ist es natürlich
schön, dass das Tier bis zum
Schluss ein gutes Lebenhat und
seine Herde im Hintergrund
spürt. Es fühlt sich wohl und
merkt gar nicht, dass es gleich
sterbenwird», sagt die 32-Jähri-
ge.DochdieGefühlekönneman
nicht abstellen, da sich über die
JahreeineVertrautheit zwischen
ihnenunddenTierenentwickelt

habe. «Mir sind die Tränen her-
untergelaufen.DieTötunghaut-
nah zu erleben, ist schon heftig.
Doch leidermüssenunsereRin-
derundHirsche irgendwannge-
metzgetwerden.»

HöhererAufwand
füralleBeteiligten
Der Veterinärdienst bestätigt,
dass im Kanton Luzern bis jetzt
eine bewilligte Hoftötung statt-
gefunden hat. «Bisher sind acht
Gesuche eingegangen, und es
gab 10 bis 15 mündliche Anfra-
gen», erklärt Kantonstierarzt

Martin Brügger. Nach Eingang
eines Gesuchs werde unter an-
deremüberprüft, obderörtliche
und zeitliche Ablauf der Hoftö-
tung detailliert beschrieben ist
und ob die gesetzlichen Vorga-
ben eingehalten werden. Auch
müssen die Personen ausrei-
chend ausgebildet sein. «Sind
alle Fragen geklärt, wird eine
provisorischeBewilligungfürdie
Hoftötung von fünf Tieren er-
teilt, bei welchen ein amtlicher
TierarztodereineamtlicheTier-
ärztin vorOrt ist», erklärt Brüg-
ger. Bei der Hoftötung erfolge

danach eine stichprobenweise
Überwachung,beiderWeidetö-
tung ist weiterhin bei jeder Tö-
tung einAmtstierarzt vorOrt.

Für den Veterinärdienst be-
deuten Hoftötungen einen er-
heblichen zusätzlichen Auf-
wand, stelltMartinBrügger fest:
«Grundsätzlich spricht nichts
gegen diese Form der Tötung.
Doch wir begrüssen es, wenn
auch freilaufend gehaltene Tie-
re an den Transport und den
UmgangmitMenschengewöhnt
werden,damit siebeiBedarfge-
fahrlos untersucht und behan-
deltwerdenkönnen.Dannwäre
auch der Transport in einen
nahegelegenenSchlachtbetrieb
mitweniger Stress verbunden.»

Verkaufspreismusste
erhöhtwerden
FürdieAnderhubs sinddieHof-
tötungen ebenfalls mit einem
grösserenAufwandverbunden–
auch finanziell: Für eine Bewil-
ligung ist gemässKanton jenach
Aufwandmit 360bis 500Fran-
kenzu rechnen, fürdieamtstier-
ärztlicheÜberwachungmit 150
Franken pro Stunde.

DazukommendieGebühren
für den Schlachttier-Untersuch
und die Fleischkontrolle. Dem-
entsprechend haben Sarah und
Sebi Anderhub den Verkaufs-
preis ihres Fleisches erhöht. So
kostet das Kilo rund 3,50 Fran-
ken mehr als zuvor. Ein Misch-
paket kostet proKilogrammneu
50Franken.«Dochwirnehmen
den Aufwand zu Gunsten des
Tierwohlsgerneaufuns»,sagen
die beiden.

Gastbeitrag zur Stadtentwicklung

Die Zeit für Vorsätze ist abgelaufen
Eigentlichwie immer: Das Jahr
ist um, die Zeit für Vorsätze
gekommen. Irritierend aller-
dings: Dieses Jahr richten sich
die Vorsätze nicht nach vorne,
sondern rückwärts:Wir wollen
«Zurück zurNormalität».
Zugegeben, die Covid-19-Pan-
demie hat in der Tat unseren
Alltag gehörig verändert. Aber
Rettung naht: Ein kleiner Pieks
mit demneuen Impfstoff, dem
Virus geht es an denKragen
und die gewohnteNormalität
wirdwieder zumAlltag. In
ihrem Schlepptau: Ungebrems-
tesWachstum, ungezügelter
Konsumundweiterhin Aus-
beutung der Ressource Erde
auf Kostenweniger privilegier-
ter Erdbewohner und künftiger
Generationen. Ist das die
Normalität, die wir anstreben?
Persönlich hoffe ich, dass
diesemVorsatz das gleiche
Schicksal zu Teil wird, wie
vielen seiner Artgenossen
zuvor: vergessen zuwerden.

Trotz allenHerausforderun-
gen, Leid undVerzicht hat das
vergangene Jahr wichtige
Weichen für die Zukunft
gestellt. Es liegt an uns, diese
Erkenntnisse für die Behebung
der anderen, weit gefährliche-
ren und umfassenderenGe-

sundheitskrise, demKlima-
wandel, zu nutzen. Dies gilt
auch für die Entwicklung
unserer Städte. Die «Virokra-
tie» inCoronazeiten zeigt uns,
dassMenschen bereit sind,
sich anzupassen und solida-
risch zu verhalten, wenn die
Argumente schlüssig sind und
die Einhaltung dieser Regeln
auch gesellschaftspolitisch
abgesichert ist.

Jedoch dürfenwir uns nicht
täuschen lassen. ImUnter-
schied zuCorona ist der Verur-
sacher einwesentlich komple-
xerer Sachverhalt, nämlich
unsere eigene Lebensgestal-
tung undAnspruchshaltung.
DasHandling derKlimakrise
ist also nicht nur einemedizi-
nisch-technische, sondern eine
kulturelle Angelegenheit. Ihre
Herausforderung liegt in der
Transformation hin zu einer
postfossilenZukunft.DieÜber-
windung der fossil getriebenen
Wachstumsgesellschaft ist in
engemZusammenhangmit
den anderen grossenEntwick-
lungenwieMigration, soziale
Ungleichheit oder Arbeitsplatz-
verlagerung durch die Entwick-
lung von künstlicher Intelligenz
zu sehen. Sie betrifft alle unsere
LebensbereichewieVersor-

gung, Arbeit,Wohnen,Mobili-
tät und Freizeitgestaltung. Ziel
ist eineWelt, die imEinklang
mit denRessourcen unseres
Planeten steht und auch künfti-
genGenerationenHeimat und
Handlungsmöglichkeiten
bieten soll.

DieMassnahmen zur Bekämp-
fung der Pandemie bieten
Chancen, in Richtung «Post-
fossil» Erfahrungen zu sam-
meln. VieleDinge, die wir jetzt
erproben, könnenModelle für
die Zukunft sein und beibehal-
tenwerden.Wieso also ein
Zurück, wenn es doch ein
richtiger Schritt in die Zukunft
sein könnte? Ich denke da etwa
an dieUnterstützung durch
Nachbarschaftsinitiativen,
Reduzierung der Pendlerströ-
me durchHomeoffice oder die
Stärkung des Regionalen. Auch

die enge faktenbasierte und
ideologiefreie Zusammen-
arbeit von Politik undWissen-
schaft bewährt sich.

Dass Geld offensichtlich nicht
das Problem ist, zeigen uns die
laufend gesprochenenMilliar-
denbeträge zur Abfederung
der Folgen der Pandemie.
Dennmachenwir uns nichts
vor: Ohne staatliche Anreiz-
systemewird sich dieWirt-
schaft nicht überzeugen las-
sen, die Transformation
einzuleiten. Dies, obschon die
Wirtschaft von der Transfor-
mation profitiert: Alleine
schon der Umbau in eine
postfossile Stadt löst ein
gewaltiges Impulsprogramm
aus, sei es die Umstellung von
Versorgungsinfrastrukturen
auf postfossil oder Umbau und
Gestaltung unserer Strassen
und Plätze, die bei den erwar-
teten starkenWetterereignis-
senWasser aufnehmen, spei-
chern und bei Dürre wieder
abgegeben können. Ein
Mobilitätskonzept, das den
individualisiertenmotorisier-
ten Verkehr überflüssigmacht.
Co-Working-Spaces in den
Quartieren, multifunktionale
Gebäude. Durchmischte und
belebte Innenstädte, die trotz

Onlinehandel überleben
können.

Vieles ist dabei noch unklar.
Wir wissen nur eines: Die
Klimaerwärmung schreitet
stetig voran, der CO2-Ausstoss
steigt trotz Coronaweiter. Die
Zeit für Vorsätze ist abgelau-
fen. Handeln ist angesagt. Die
einzige Impfung, die gegen
denKlimawandel wirklich
hilft, ist der gelungeneUmbau
in eine postfossile Zukunft.
Nebenwirkungenwie eine
Stadt der kurzenWege, Stär-
kung desGemeinwohls und
Fahrradgebimmel und spielen-
de Kinder auf unseren Strassen
sind garantiert undwerden
gerne in Kauf genommen.

Prof. Dr. Peter Schwehr
kanton@luzernerzeitung.ch

Hinweis
Prof. Dr. Peter Schwehr ist Leiter des
Kompetenzzentrums Typologie & Pla-
nung in Architektur der Hochschule Lu-
zern, Departement Technik&Architektur
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Sarah und Sebi Anderhubmit ihren Galloway-Rindern auf ihremHof Herrendingen in Eschenbach. Bild: Eveline Beerkircher (12. Januar 2020)

Zwei Autos mit
Frontalkollision
Rain Auf der Kantonsstrasse in
Rain hat sich eine Frontalkolli-
sion zwischen zweiAutos ereig-
net. Gestern Nachmittag kurz
nach 14 Uhr prallten auf der
Kantonsstrasse zwischen Sem-
pachundRainbeim«Erlewäld-
li» zwei Autos ineinander, wie
die Luzerner Polizei in einer
Mitteilung schreibt.BeimUnfall
verletzten sich beide Fahrer.
Diese wurden durch den Ret-
tungsdienst ins Spital gefahren.
Es entstand ein Sachschaden
vonmehreren tausendFranken.
Durch den Unfall war die Kan-
tonsstrasse für rundzweieinhalb
Stunden gesperrt. (pl)
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